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MTS in den einzelbäuerlichen Wirtschaften nicht mehr mög­
lich war, also grundsätzliche Änderungen erforderlich waren. 
Der einzelbäuerliche Betrieb hatte seine Entwicklungsmög­
lichkeiten weitgehend ausgeschöpft und hemmte auch zuneh­
mend die Anwendung der neuen Erkenntnisse der Agrar­
wissenschaft.

Bei dem notwendigen Übergang zur genossenschaftlichen 
Bewirtschaftung spielten neben den Landarbeitern die Neu­
bauern eine besondere Rolle. Sie Waren die Pioniere der 
Genossenschaftsbewegung.14 Die schöpferische Anwendung der 
Grundsätze des Leninschen Genossenschaftsplans unter un­
seren Bedingungen, wie die Entwicklung von drei Typen 
der LPGs, der schrittweise Übergang zu höheren Formen der 
genossenschaftlichen Produktion und die strikte Verwirkli­
chung des Prinzips der Freiwilligkeit förderte bei den Bauern 
den Entschluß, sich für die genossenschaftliche Produktion 
zu entscheiden.

Diese neue Etappe der Agrarpolitik führte zu grundsätz­
lichen qualitativen Veränderungen:

1. Die Beziehungen der Bauern zum Boden — dem wich­
tigsten Produktionsmittel — erhielten einen neuen sozialen 
Inhalt. Das genossenschaftliche Nutzungsrecht wurde heraus­
gebildet. Das Eigentumsrecht der Genossenschaftsbauern am 
eingebrachten Boden blieb erhalten. Es entstand genossen­
schaftliches Eigentum am eingebrachten Inventar und an den 
Produktionsmitteln.

2. Es veränderte sich die soziale Struktur auf dem Lande. 
Aus Klein-, Mittel- und Großbauern sowie Landarbeitern 
entwickelte sich die Klasse der Genossenschaftsbauern, wo­
durch sich das Bündnis mit der Arbeiterklasse weiter festigte.

3. Die Arbeit in der Landwirtschaft erhielt einen völlig 
neuen Charakter. Damit entstanden neue Beziehungen zwi­
schen den LPG-Mitgliedern und zugleich die Voraussetzungen 
für die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen 
im Dorf.

4. Die Einbeziehung der Bauern in die Leitung und Pla­
nung der landwirtschaftlichen Produktion erfolgte in neuer 
Qualität, die ihren Ausdruck nunmehr im Inhalt der genos­
senschaftlichen Demokratie und im engeren Zusammenwirken 
zwischen den LPGs und den örtlichen Staatsorganen findet. 
Im Prozeß der genossenschaftlichen Arbeit und Mitwirkung' 
veränderten sich die ideologischen Positionen der Bauern. Es 
entwickelten sich die Verantwortung der Genossenschafts­
bauern für die gesellschaftlichen Anforderungen und ihre 
Bereitschaft, die ihnen gestellten Aufgaben mit Initiative zu 
erfüllen.

Mit dem Übergang zur genossenschaftlichen Bewirtschaf­
tung entstand auch die Frage, wie die Rechtsvorschriften 
über Bodenreformwirtschaften unter den neuen genossen­
schaftlichen Verhältnissen zu verwirklichen waren.

Grundsätzlich wurde davbn ausgegangen, daß für alle Mit­
glieder entsprechend dem Grundsatz der Gleichberechtigung 
die gleichen grundlegenden Rechte und Pflichten zu begrün­
den sind. Auch der Neubauer war berechtigt und verpflichtet, 
das durch die Bodenreform zugeteilte lebende und tote In­
ventar zur genossenschaftlichen Bewirtschaftung einzubrin­
gen. Die LPG erhielt ebenfalls das umfassende und dauernde 
Nutzungsrecht am eingebrachten Bodenreformland, dessen 
Eigentümer der Genossenschaftsbauer blieb. Der Wald war 
ebenfalls entsprechend den Regelungen der Musterstatuten 
zur gemeinsamen Bewirtschaftung in die LPG einzubringen.

Besondere Konsequenzen ergaben sich in folgenden Fällen:
An dem durch die Bodenreform übergebenen Inventar 

und Wald konnte nur ein Pflichtinventarbeitrag, jedoch kein 
zusätzlicher Inventarbeitrag entstehen. Letzterer konnte nur 
begründet werden für das Inventar, das der Neubauer als 
Wertzuwachs selbst erwirtschaftet hatte.

Des weiteren entstanden mit .der Bildung der Genossen­
schaften neue Bedingungen für die Bewirtschaftung des über­
gebenen Bodenreformlandes für den Fall, daß der Genossen- " 
schaftsbauer aus Alters- oder Krankheitsgründen nicht mehr 
an der genossenschaftlichen Arbeit teilnehmen konnte. Der 
Genossenschaftsbauer blieb Mitglied der LPG. Er nutzte wei­
terhin das Wohnhaus und andere Gebäude sowie die indivi­
duelle Fläche im Rahmen der persönlichen Hauswirtschaft. 
Die LPG sicherte die Bewirtschaftung des eingebrachten Bo­
dens. Damit war eine Rückgabe der Bodenreformwirtschaft 
nicht erforderlich, wie dies unter einzelbäuerlichen Bedin­
gungen notwendig gewesen wäre.15

Wenn aus bestimmten Gründen die Aufgabe einer Neu­
bauernwirtschaft erforderlich wurde, erfolgte eine Neuver­
gabe der gesamten Wirtschaft auf gesetzlicher Grundlage. Bot 
sich dazu jedoch keine Lösung an, wurde das Bodenreform­
land in den Bodenfonds zurückgeführt und der LPG zur 
Bewirtschaftung übergeben.16 17

Nutzung der Bodenreformwirtschaften
und Lösung der Wohnungsfrage auf dem Lande

Die Erfahrungen bei der umfassenden Intensivierung der 
Produktion und bei der Entwicklung von Kooperationsbezie­
hungen sowie die Fortschritte bei der Anwendung von Wis­
senschaft und Technik in der Produktion führten auch zu 
neuen Bedingungen für die weitere Nutzung und den Wechsel 
von Bodenreformwirtschaften. Diese wurden zugleich ein 
Faktor zur Verwirklichung der vom VIII. Parteitag der SED 
beschlossenen Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirtschafts­
und Sozialpolitik im Bereich der Landwirtschaft. ЦаЬеі er­
hielten die Erhöhung der Bodenfruchtbarkeit und die Inten­
sivierung der pflanzlichen Produktion Vorrang. Die Verant­
wortung der Landwirtschaftsbetriebe für eine rationelle 
Bodennutzung wurde -erhöht. Das fand seinen Ausdruck in 
der Ausgestaltung des umfassenden Nutzungsrechts der LPG 
an den eingebrachten Flächen (§ 18 LPG-G).

Auch im landwirtschaftlichen Bereich ist die Befriedigung 
der Wohnbedürfnisse’Kern des sozialpolitischen Programms. 
Dazu gehört neben der Errichtung von Eigenheimen und 
Wohnhäusern auf dem Lande vor allem, auch die Moderni­
sierung, die Rekonstruktion, der Um- und Ausbau sowie die 
Instandhaitung; der vorhandenen Bausubstanz. Davon werden 
auch die Wohn- und Wirtschaftsgebäude der Bodenreform­
wirtschaften erfaßt.

Diese veränderten gesellschaftlichen Produktionsbedingun­
gen und die wachsenden Anforderungen an die Lösung der 
Wohnungsfrage als soziales Problem erforderten eine neue 
Regelung des Wechsels an Bodenreformwirtschaften. Hinzu 
kam, daß die Genossenschaftsbauern der LPGs Typ I zuneh­
mend durch freiwillige Entscheidung zu den LPGs Typ III 
übergingen. Das Interesse der Genossenschaftsbauern kon­
zentrierte sich immer mehr auf die Wohn- und Wirtschafts­
gebäude der Bodenreformwirtschaften.

Mit der VO über die Durchführung des Besitzwechsels bei 
Bodenreformgrundstücken vom 7. August 1975 (GBl. I Nr. 35
S. 629) wird aus dieser Entwicklung die notwendige rechtliche 
Konsequenz gezogen. Mit dieser Regelung wird die Möglich­
keit eröffnet, erstens eine Teilung der Bodenreformgrund- 
stüeke vorzunehmen und zweitens den Kreis der Erwerber 
zu erweitern.

Davon ausgehend sind die folgenden Grundsätze der Neu­
regelung hervorzuheben:

1. Genossenschaftsbauern haben wie bisher die Möglich­
keit, auf dem Wege des Besitzwechsels Bodenreformgrund­
stücke als Ganzes zu übernehmen. Darüber hinaus besteht 
auch die Möglichkeit, daß sie nur die Wohngebäude und 
Gebäude im Rahmen der Hauswirtschaft einschließlich der 
hierfür erforderlichen Flächen übernehmen. Umfassende 
Praxisuntersuchungen bestätigen, daß zunehmend mehr Ge­
nossenschaftsbauern von der letzteren Möglichkeit Gebrauch 
machen. Mit dieser Regelung wird auch die Orientierung 
unterstützt, die Reproduktion der Klasse der Genossenschafts­
bauern zu gewährleisten.

2. Mit der Neuregelung wurde es ermöglicht, Gebäude 
zur Befriedigung der Wohnbedürfnisse und die dazu erfor­
derliche Fläche an Arbeiter der Land-, Forst- und Nahrungs­
güterwirtschaft im Wege des Besitzwechsels zu übertragen.

3. Darüber hinaus wurden günstige Möglichkeiten für den 
Um- und Ausbau von Wirtschaftsgebäuden für Wohnzwecke 
geschaffen. Um die Initiative zur Rekonstruktion zu fördern, 
können Wirtschaftsgebäude im Wege des Besitzwechsels mit 
dem Ziel übergeben werden, durch Um- und Ausbau neuen 
Wohnraum zu schaffen.

4. Sind keine Bewerber aus dem Kreis der LPG-Mitglie- 
der und der Arbeiter der Land-, Forst- und Nahrungsgüter­
wirtschaft für Bodenreformgelände vorhanden, werden die 
Grundstücksteile in den Bodenfonds zürückgeführt. Die Ge­
bäude werden als volkseigene Eigenheime veräußert.1? Die
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17 Vgl. Gesetz über den Verkauf volkseigener Eigenheime, Miteigen­
tumsanteile und Gebäude für Erholungszwecke vom 19. Dezember 
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Nr. 10 S. 109).


